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DEUTSCHES INGENIEURBLATT – DIB September 2020 

 
 
 
GHV und AHO diskutieren 
 
 

Entwässerungsgesuch: Grund- oder 
Besondere Leistung? 

 
 
Die GHV bewertete im DIB 04/2019 Leistungen zum Entwässerungsgesuch als 
Besondere Leistungen im Sinne der HOAI. Der AHO sieht dies anders. Dieser 
Artikel beleuchtet die Argumente beider Seiten.  
 
Es geht um die Frage, ob ein „Entwäs-
serungsgesuch“ eine Grund- oder eine 
Besondere Leistung im Sinne der Leis-
tungsphase 4 „Genehmigungsplanung“ 
der Technischen Ausrüstung nach An-
lage 15.1 zu § 55 Abs. 3 HOAI 2013 ist. 
Konkret geht es um die Frage, ob das 
Entwässerungsgesuch Teil der Teilleis-
tung lit. a) der Leistungsphase 4 ist, wel-
che lautet: „Erarbeiten und Zusammen-
stellen der Vorlagen und Nachweise für 
öffentlich-rechtliche Genehmigungen o-
der Zustimmungen (…)“. Dabei ist die 
Antwort auch dann noch von Interesse, 
wenn es in Folge des Urteils des EuGH 
vom 04.07.2019 (C-377/17) keine ver-
bindlichen Mindestsätze der HOAI mehr 
geben sollte1. Denn auch weiterhin wer-
den sich die Parteien in der Leistungs-
vereinbarung am Grundleistungsbild 
der HOAI orientieren. Sind die Grund-
leistungen vertraglich vereinbart und 
wäre das Entwässerungsgesuch eine 
Grundleistung, dann muss der Planer 
dieses im Rahmen der vereinbarten 
Vergütung der Leistungsphase 4 mit 

 
1 Wobei umstritten ist, ob die HOAI aktuell noch 
gilt; ausführlich dazu Kalte/Wiesner im Deut-
schen Ingenieurblatt 10/2019, S. 28; ganz aktu-
ell neigt wohl der BGH, Beschluss vom 
14.05.2020 – VII ZR 174/19 dazu, dass die Min-
destsätze aktuell noch gelten, legt dies aber er-
neut dem EuGH zur Vorabentscheidung vor. 

erbringen. Ist es eine Besondere Leis-
tung, schuldet er dieses nach dem Ver-
trag nicht und kann ein besonderes Ho-
norar hierfür beanspruchen. 
 
Der Begriff „Entwässerungsgesuch“ hat 
keine Legaldefinition. Unstrittig sind 
aber damit die Unterlagen gemeint, wel-
che beim Bau einer Immobilie einer Ge-
meinde2 vorzulegen sind, damit Abwas-
ser in die Abwasseranlage der Ge-
meinde eingeleitet werden darf. Art und 
Umfang der Unterlagen sind in den Ab-
wassersatzungen der Kommunen gere-
gelt; viele Kommunen halten für die An-
tragstellung spezielle Einleitungsan-
träge vor. Mit dem Antrag werden meist 
Planunterlagen (Lagepläne und Längs-
schnitte) der Abwasseranlage und Art- 
sowie Mengen- und Qualitätsangaben 
zum Abwasser (z. B. Schmutzwasser, 
Niederschlagswasser, Mischwasser in 
l/s; häusliches oder gewerbliches Ab-
wasser) eingefordert. Liegen die Unter-
lagen vor, prüft die Kommune diese und 

2 In diesem Artikel wird vereinfachend von Ge-
meinde gesprochen, weil es für die Diskussion 
keine Rolle spielt, in welcher Organisationsform 
der Eigentümer des öffentlichen Abwassersys-
tems auftritt, und dieser Begriff überwiegend in 
den Landeswassergesetzen verwendet wird. 
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genehmigt die Einleitung. Diese Unter-
lagen sind dann mit dem Antrag zur Ge-
nehmigung zum Bau des zugehörigen 
Gebäudes nach den jeweiligen Landes-
bauordnungen vorzulegen. Bauende 
werden dabei in der Regel nicht selbst 
tätig, sondern beauftragen einen Planer 
oder eine Planerin der Technischen 
Ausrüstung (nachfolgend AN), diese 
Leistung für sie zu erbringen. 
 
GHV: 
Bei der Teilleistung lit. a) der Leistungs-
phase 4 in der Technischen Ausrüstung 
geht es um den Erhalt einer Baugeneh-
migung, hier für den Bau der Abwasser-
anlagen auf dem Grundstück. Denn die 
HOAI befasst sich mit der Honorierung 
der Fachplanung für Objekte, also den 
Technischen Anlagen, § 53 Abs. 1 
HOAI in Verbindung mit § 2 Abs. 1 
HOAI. Bei einem Entwässerungsge-
such erteilt jedoch der Betreiber der öf-
fentlichen Kanalisation dem Bauherrn 
auf Basis seiner Abwassersatzung eine 
öffentlich-rechtliche „Erlaubnis“, sein 
Abwasser in seine Kanalisationsanla-
gen einleiten zu dürfen3. Dort geht es 
also allein um das Abwasser, nicht um 
die Technische Anlage als Objekt. Das 
ist etwas anderes. Eine solche Erlaub-
nis ist nur dafür erforderlich, dass der 
Bauherr sein Abwasser einleiten darf. 
Es geht also beim Entwässerungsge-
such darum, dass der Nachweis geführt 
wird, dass die kommunale Abwasseran-
lage das Abwasser ohne Schaden ent-
sprechend der Abwassersatzung auf-
nehmen kann. Es ist nicht erkennbar, 
dass es einer öffentlich-rechtlichen Ge-
nehmigung zum Bau der Abwasseran-
lage als solches bedürfte. 
 
Was einer öffentlich-rechtlichen Bauge-
nehmigung bedarf, ist das Gebäude, 

 
3 Ausführlich zur Baugenehmigung Kalte/Wies-
ner im Deutschen Ingenieurblatt 04/2019, S. 50. 
4 Locher/Koeble/Frik, Kommentar zur HOAI, 14. 
Auflage 2020, § 55 Rdn. 29; Jochem/Kaufhold, 
HOAI-Kommentar, 6. Auflage 2016, § 55 Rdn. 
70; Hartmann, HOAI 2013 Band 4 § 55 Rdn. 11. 

dem die Abwasseranlage als Techni-
sche Ausrüstung dient. 
 
 
AHO: 
Mit dieser Bewertung widerspricht die 
GHV jedoch sowohl der herrschenden 
Meinung4 als auch der derzeitigen 
Rechtsprechung5. 
 
GHV: 
Richtig ist, dass Kommentare das Ent-
wässerungsgesuch als Grundleistung 
der Leistungsphase 4 bewerten, jeweils 
mit Bezug auf die vom AHO genannten 
Urteile (siehe Fußnote 5). Eine fachli-
che Begründung liefern die Kommen-
tare jedoch leider nicht. Die Gerichte 
haben in der Tat entschieden, dass das 
Entwässerungsgesuch eine Grundleis-
tung der Technischen Ausrüstung sei6, 
begründen dies jedoch jeweils nicht an-
hand des Wortlauts der HOAI, nach 
dessen Sinn und Zweck, teleologisch o-
der historisch am Willen des Verord-
nungsgebers orientiert. Daher möchten 
wir diese fachlich-inhaltliche Diskussion 
anstoßen. 
 
AHO: 
Auch wenn der Betreiber der öffentli-
chen Kanalisation dem Bauherrn über 
seine Abwassersatzung die öffentlich-
rechtliche Erlaubnis erteilt, sein Abwas-
ser einzuleiten, ist das Entwässerungs-
gesuch (ebenso wie die prüffähige Sta-
tik oder der Wärmeschutznachweis) 
Bestandteil der vom Objektplaner ein-
zureichenden Baugenehmigungsunter-
lagen und damit Grundleistung der 
Leistungsphase 4 des § 55 HOAI. Erteilt 
die Behörde die Baugenehmigung, darf 
das Bauwerk errichtet werden und nach 
der behördlichen (Bau-)Abnahme dür-
fen das Bauwerk und die darin 

5 OLG Düsseldorf BauR 1995, 733; OLG Karls-
ruhe IBR 2005, 552; OLG Rostock BauR 2008, 
568. 
6 Damals zur HOAI 1996/2002. 
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enthaltene Entwässerung dann auch 
genutzt/betrieben werden. Dabei sei 
nur beispielsweise auf die Musterab-
was-sersatzung in Bayern7 oder konk-
ret auf die Abwassersatzung der Stadt 
München8 verwiesen. Diese Satzungen 
sprechen in § 10 von einem Genehmi-
gungsantrag zur „Herstellung“ der Ab-
wasseranlage. 
 
GHV: 
Dass ein Entwässerungsgesuch für den 
Erhalt einer Baugenehmigung für das 
Gebäude erforderlich ist, ist unstrittig. 
Das Erfordernis von Leistungen ist aber 
kein zwingender Beleg für eine Zuord-
nung zu Grundleistungen der HOAI.  
Für die Auslegung, was eine Grundleis-
tung oder Besondere Leistung ist, ist 
nach unserer Auffassung primär der 
Wortlaut der HOAI maßgeblich. So gilt, 
dass eine Leistung, welche nicht explizit 
als Grundleistung genannt ist, eine Be-
sondere Leistung ist9. Ein „Entwässe-
rungsgesuch“ ist aber in der Tat nicht 
explizit als Grundleistung genannt. 
Dies, obwohl Grundleistungen in der 
HOAI als Leistungen definiert sind, die 
im Allgemeinen erforderlich sind, § 3 
Abs. 2 HOAI.  
Schaut man sich die Mustersatzungen 
in Bayern an, könnte man in der Tat zu 
dem Ergebnis kommen, dass hier eine 
Genehmigung nicht nur zum Einleiten 
von Abwasser, sondern auch zum Bau 
der Abwasseranlage als solche ausge-
sprochen würde. Betrachtet man jedoch 
das gegenüber den Abwassersatzun-
gen höherrangige Recht, in Bayern also 

 
7 Bekanntmachung des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums des Innern über die Muster für eine 
gemeindliche Entwässerungssatzung vom 6. 
März 2012 (AllMBl. S. 182). 
8 https://www.muenchen.de/rathaus/Stadt-
recht/vorschrift/210.pdf. 
9 Vogler, HOAI Text mit Amtlicher Begründung, 
Bundesanzeiger Verlag 2. Auflage 2002 zur 
Amtlichen Begründung, S. 84; Wirth/Galda in 
Beck’sche Kurz-Kommentare HOAI. 9. Auflage 
2016, § 3 Rdn. 15). 
10 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) vom 
25. Februar 2010 (GVBl. S. 66, 130, BayRS 
753-1-U), das zuletzt durch § 5 Abs. 18 des 

Artikel 34 Abs. 2 BayWG10, so wird im 
Gesetz nur geregelt, dass die Gemein-
den durch eine Satzung bestimmen 
können, wann sie die Übernahme von 
Abwasser ablehnen können. Auch das 
zugehörige Bundesrecht, also § 56 Abs. 
1 WHG11, bestimmt nur, dass allein (!) 
die Einleitung der Genehmigung bedarf, 
nicht die Technische Anlage als solche. 
Damit widersprechen die nachrangigen 
kommunalen Satzungen in Bayern ihrer 
eigenen gesetzlichen Ermächtigungs-
grundlage. Satzungen in anderen Bun-
desländern regeln das unterschiedlich, 
nämlich einerseits als Einleiterlaubnis 
kombiniert mit einer Art Genehmigung 
einer baulichen Anlage12, zum anderen 
als isolierte Einleiterlaubnis13. Nur letz-
tere bleiben im Rahmen der gesetzli-
chen Ermächtigungsgrundlage. 
 
AHO: 
Dann stellt sich aus unserer Sicht die 
Frage: Wenn das Entwässerungsge-
such eine Besondere Leistung sein soll, 
welche Grundleistungen müssten denn 
dann in der Leistungsphase 4 des § 55 
HOAI für die Anlagengruppe 1 des § 53 
HOAI erbracht werden und warum wird 
eine so wichtige Leistung nicht in der 
HOAI bei den Besonderen Leistungen 
bzw. warum wird in der Leistungsphase 
4 überhaupt keine Besondere Leistung 
aufgeführt? 
Dass das Entwässerungsgesuch nicht 
explizit benannt ist, ist allerdings völlig 
normal. Da die Anlagengruppen der 
Technischen Ausrüstung aus einer Viel-
zahl von Anlagen mit den 

Gesetzes vom 23. Dezember 2019 (GVBl. S. 
737) geändert worden ist. 
11 Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1408) 
geändert worden ist. 
12 Muster-Abwasserbeseitigungssatzung (Ent-
wässerungssatzung), Stand 12.09.2016 des 
Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfa-
len. 
13 Allgemeine Entwässerungssatzung, Stand 
Mai 2017 des Gemeinde- und Städtebundes 
Rheinland-Pfalz. 
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unterschiedlichsten Genehmigungsver-
fahren bestehen, muss die HOAI die 
Aufgaben „neutral“ formulieren. Das 
macht die HOAI auch in anderen Leis-
tungsphasen so. Es werden z. B. nur 
Berechnungen ohne Differenzierung u. 
a. nach Heizlastberechnung (Anlagen-
gruppe 2), Kühllastberechnung (Anla-
gengruppe 3, Kurzschlussberechnung 
(Anlagengruppe 4), Verkehrsberech-
nung (Anlagengruppe 6) aufgeführt. 
Auch bei den Ingenieurbauwerken und 
Verkehrsanlagen sind nicht die einzel-
nen unterschiedlichen Genehmigungs-
verfahren benannt.   
 
GHV: 
Wir haben uns allein mit dem Entwäs-
serungsgesuch befasst und sehen inso-
weit keine Grundleistung der Leistungs-
phase 4 für Abwasseranlagen. Das-
selbe kennt man aber auch bei Wasser- 
und Gasanlagen, ebenfalls Teil der An-
lagengruppe 1 des § 53 Abs. 2 Nr. 1 
HOAI. Bei diesen Anlagen finden regel-
mäßig nur Abstimmungen mit den zu-
gehörigen Versorgern statt, eine Bau-
genehmigung für diese Anlagen ist 
auch bei diesen nicht erkennbar. 
 
AHO: 
Das ist nach Auffassung des AHO so 
nicht richtig. Je nach Gemeinde und 
Größenordnung/Bestimmung der An-
lage werden Genehmigungsanträge u. 
a. auch für die Errichtung von Bewässe-
rungsanlagen, Heizungsanlagen, Lüf-
tungsanlagen und Feuerlöschanlagen 
verlangt.  
Weitere Anträge auf öffentlich-rechtli-
che Genehmigung oder Zustimmung 
sind u. a. Genehmigungsanträge zur 
Errichtung von Schornsteinanlagen ge-
mäß § 10 BImSchG, Prüfungsanträge 
für überwachungsbedürftige Anlagen 

 
14 Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14. 
Dezember 2010, zuletzt geändert durch Artikel 
4 des Gesetzes vom 22. August 2018 (GVBl. S. 
366). 

nach der BetrSichV (u. a. für Dampfkes-
sel-, Druckbehälter- und Aufzugsanla-
gen). Alle diese Genehmigungsverfah-
ren sind – soweit es sich um die Geneh-
migung zur Errichtung der Anlagen han-
delt – nach Auffassung des AHO 
Grundleistung der Leistungsphase 4. 
Laufen diese Anträge allerdings aus-
schließlich auf das Betreiben der Anla-
gen hinaus, so handelt es sich auch 
nach Meinung des AHO um eine Be-
sondere Leistung. 
 
GHV: 
Zu Heizung und Lüftung u. a. haben wir 
keine Aussage getroffen. Das Entwäs-
serungsgesuch ist unserer Meinung 
nach allein an den Wassergesetzen als 
höherrangigem Recht zu messen. Bei 
der Durchsicht der Landeswasserge-
setze fällt auf, dass zum Teil neuer-
dings verlangt wird, dass Abwasser aus 
Niederschlagswasser am Ort der Ent-
stehung zu verwerten ist (§ 37 Abs. 4 
HWG14, § 49 Abs. 4 LWG NRW15) und 
zugehörige Entwässerungsgesuche 
umfangreiche Nachweise der Bewirt-
schaftung von Regenwasser auf dem 
Grundstück fordern16. Auch solche spe-
zifischen Nachweise stellen nach unse-
rer Ansicht Besondere Leistungen dar, 
weil sie ebenfalls allein einer Erlaubnis 
zum Einleiten von Abwasser in die öf-
fentliche Kanalisation dienen.  
 
AHO: 
Die Errichtung von Grundstücksentwäs-
serungsanlagen - hierzu zählen auch 
Rigolen - fällt in den Bereich des Bau-
gesetzbuches bzw. der Bauordnung 
des jeweiligen Landes und wird nicht im 
Wasserhaushaltsgesetz bzw. den Lan-
deswassergesetzen geregelt.  
Aber auch der Antrag auf Erlaubnis 
gem. § 7 WHG bzw. Antrag auf 

15 Wassergesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeswassergesetz - LWG -) vom 
25. Juni 1995. 
16 So z. B. der Antrag auf Anschlussgenehmi-
gung der Stadt Frankfurt, auf der Website der 
Stadtentwässerung Frankfurt am Main. 
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Bewilligung gem. § 8 WHG (teilweise 
sind die Anträge durch Ländergesetz-
gebungen geregelt und nach den Lan-
deswasser-gesetzen aufzustellen) zählt 
zu den öffentlich-rechtlichen Verfahren. 
Der Antrag gilt für Entnahme, Nutzung 
und/oder Einleitung von Wässern aus 
Flüssen, Seen und/oder dem Grund-
wasser. Derartige Wässer sind z. B. 
Kühlwasser, Regenwasser, Institutsab-
wasser nach Behandlung in einer Ent-
giftung bzw. Neutralisation oder 
Schmutzwasser nach Behandlung in ei-
ner Kläranlage. Auch für diese Anlagen 
gilt: Diese Genehmigungsverfahren 
sind – soweit es sich um die Genehmi-
gung zur Errichtung der Anlagen han-
delt – Grundleistung der Leistungs-
phase 4.  
Laufen diese Anträge allerdings aus-
schließlich auf den Betrieb der Anlagen 
hinaus, so handelt es sich auch nach 
Meinung des AHO um eine Besondere 
Leistung. 
 
GHV:  
Uns ging es allein um die Klärung der 
Leistung „Entwässerungsgesuch“ für 
ein Gebäude.  
 
Fazit des AHO: 

Das Entwässerungsgesuch ist eine für 
die Baugenehmigung erforderliche 
Leistung, damit im Allgemeinen erfor-
derlich und damit Grundleistung der 
Leistungsphase 4 der Technischen 
Ausrüstung. Das ist herrschende Mei-
nung und bestehende Rechtsprechung. 
 
Fazit der GHV: 
Das Entwässerungsgesuch ist zwar 
zum Erhalt der Baugenehmigung für 
das Gebäude erforderlich, stellt aber 
keine spezifische Baugenehmigung für 
die Technische Anlage dar. Damit han-
delt es sich um eine Besondere Leis-
tung. Das Gesuch dient nach den Was-
sergesetzen allein dem Erhalt der Er-
laubnis, in die öffentliche Abwasseran-
lage einleiten zu dürfen. Es geht um 
eine Einleitungsgenehmigung, nicht um 
eine Baugenehmigung einer Techni-
schen Anlage. Zwar gibt es Urteile und 
HOAI-Literatur, die im Entwässerungs-
gesuch eine Grundleistung der Leis-
tungsphase 4 sehen, eine Begründung 
findet sich dazu jedoch bislang nicht. Es 
wird daher Sache der Gerichte und Li-
teratur sein, dies thematisch zu vertie-
fen und genauer zu begründen. 
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